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1 
Vorbemerkung

In den turbulenten Tagen vor dem Euro-
Krisengipfel Ende Oktober erklärte der 
SPD-Fraktionsvorsitzende im Deutschen 
Bundestag: „Die Zerrüttung dieser Regie-
rung wird zu einer Hypothek für Europa, 
aber Europa darf an dieser Regierung nicht 
scheitern“ (FTD, 27. 10. 2011). „Gut ge-
brüllt, Löwe!“, möchte man Frank-Walter 
Steinmeier da zurufen, bliebe nicht das un-
gute Gefühl, dass das krisenverschärfende 
Taktieren der Bundesregierung nur ein Teil 
der Hypothek ist, die der Europäischen 
Union (EU) von Deutschland aufgebürdet 
wird. Vielleicht sogar der kleinere Teil: Das 
noch viel größere Problem ist das grund-
legende „Geschäftsmodell“ Deutschlands 
innerhalb der EU und vor allem der Eu-
rozone – ein Modell, an dessen Durchset-
zung nicht zuletzt einige führende heutige 
Oppositionspolitiker tatkräftig mitge-
wirkt haben. Diese These möchte ich im 
Folgenden erläutern, indem ich zunächst 
den Umbruch im deutschen Modell des 
Kapitalismus vor der Krise (Abschnitt 2) 
und während der dramatischen Rezession 
(Abschnitt 3) skizziere. Ich konzentriere 
mich dabei auf die grundlegenden Ver-
änderungen des Beschäftigungsmodells, 
also der Institutionen, die das Lohnarbeits-
verhältnis prägen und die Rückwirkungen 
dieser Veränderungen auf Europa. Im An-
schluss daran (Abschnitt 4) werfe ich einen 
Blick auf die Bedeutung dieses Umbruchs 
für die gegenwärtige Krise der Eurozone. 
Der Beitrag schließt mit einem Ausblick 
(Abschnitt 5).

2 
Vor der Krise: „Hartz IV 
vergiftet Europa“

Der Kern dessen, was über lange Zeit als 
die deutsche Variante des „koordinier-
ten“ oder „Rheinischen Kapitalismus“ 
bezeichnet wurde, war eine Kombination 
von wirtschaftlicher Dynamik und rela-
tiv geringer sozialer Ungleichheit. Bis vor 
rund 20 Jahren halfen Institutionen wie das 
System der industriellen Beziehungen, das 
Arbeitsrecht und der Wohlfahrtsstaat da-
bei, die auf hoher Wertschöpfung und Qua-
litätsproduktion beruhenden Erfolge der 
weltmarktorientierten, von „geduldigem 
Kapital“ und gut ausgebildeten Beschäf-
tigten getragenen Industrie der gesamten 
Volkswirtschaft und auch großen Teilen 
der Gesellschaft zugute kommen zu lassen. 
Auf die ruckartig vollzogene monetäre An-
gliederung Ostdeutschlands folgten jedoch 
anderthalb Jahrzehnte eines tief greifen-
den politischen und wirtschaftlichen Um-
bruchs, der in seiner Radikalität über die 
Anpassungen an den neoliberalen Main-
stream in den meisten anderen EU-Län-
dern noch hinausging (vgl. Lehndorff et al. 
2009). Im Ergebnis bot das deutsche Modell 
am Vorabend der großen Krise 2008/09 ein 
neues Bild: eine wieder erstarkte und hoch 
leistungsfähige Exportindustrie in einem 
Umfeld zunehmender sozialer und institu-
tioneller Desintegration und Fragmentie-
rung. Diese widersprüchliche Konstellation 
wird im Folgenden näher beleuchtet, um 
zum besseren Verständnis zweier Fragen 
beizutragen: Wie wurde von Deutschland 
aus der Boden für die Krise mit bereitet, 
und welchen Anteil hat Deutschland am 
Ausbruch und Andauern der Euro-Krise?

2.1 DeutschlanDs Geschäfts-
moDell im euroraum

Ausgangspunkt der Analyse ist die schwa-
che Lohnentwicklung in Deutschland: Nir-
gendwo sonst in der EU war der Anstieg der 
durchschnittlichen Arbeitnehmerentgelte 
seit Beginn des Jahrzehnts bis zur Krise 
so gering wie in Deutschland. Die Lohn-
stückkosten stagnierten, im verarbeiten-
den Gewerbe gingen sie sogar etwas zurück 
(Niechoj et al. 2011). Soweit, so unstrittig. 
Nicht einig sind sich auch kritische Beob-
achter jedoch in zwei Fragen, die sich aus 
dieser Bestandsaufnahme ergeben: Haben 
insbesondere die Industriegewerkschaften 
durch eine zurückhaltende Lohnpolitik im 
Rahmen internationaler Standortkonkur-
renz zu dieser Entwicklung beigetragen? 
Und: Welche Bedeutung hatte die Stagnati-
on der Durchschnittslöhne in Deutschland 
und die damit einhergehende Steigerung 
seiner preislichen Wettbewerbsfähigkeit 
für das massive Anwachsen der Ungleich-
gewichte im Euroraum im zurückliegen-
den Jahrzehnt – und damit für das Entste-
hen der gegenwärtigen Krise? 
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Steffen Lehndorff

Deutschlands Rolle in der gegenwärtigen Krise der Eurozone wird höchst kontrovers beurteilt. Während die einen die deutsche 
Wirtschaft als einen Anker der Sicherheit betrachten und sich Sorgen darüber machen, welche Belastungen insbesondere den deutschen 
Steuerzahlern beim Retten von „Schuldensündern“ noch zuzumuten seien, sehen andere in Deutschland den Hauptsünder und werfen 
den Industriegewerkschaften vor, durch das Zulassen eines Unterbietungswettbewerbs bei den Lohnkosten andere Länder unter 
Druck zu setzen. Um zu einem Urteil in dieser Streitfrage zu kommen, betrachtet der Beitrag die großen Veränderungen im deutschen 
Wirtschafts- und Sozialmodell während der vergangenen zehn bis 20 Jahre.1

1 Dieser Aufsatz beruht auf einem Beitrag für das 
demnächst beim Europäischen Gewerkschafts-
institut in englischer Sprache erscheinende Buch 
über die Auswirkungen der Krise in zehn euro-
päischen Ländern (Lehndorff 2012). Eine Veröf-
fentlichung des Bandes in deutscher Sprache ist 
in Vorbereitung.
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Zunächst zur zweiten Frage: Selbst-
verständlich haben die Exporterfolge der 
deutschen Industrie (mehr als ein Drittel 
der deutschen Warenexporte entfallen auf 
den Fahrzeug-, den Maschinen- und den 
Anlagenbau) starke Fundamente in der ho-
hen Spezialisierung und Produktqualität, 
der Serviceorientierung der Unternehmen 
und der Flexibilität und Qualifikation der 
Beschäftigten. Ebenso selbstverständlich 
jedoch haben, wie es die Deutsche Bun-
desbank (2011a, S. 17) zurückhaltend 
formuliert, die deutschen Exporterfolge 
im zurückliegenden Jahrzehnt von der 
„Verbesserung der preislichen Wettbe-
werbsfähigkeit Impulse“ erhalten (vgl. 
dazu auch European Commission 2010).2 
Die auf produktbezogenen Fundamenten 
beruhende Wettbewerbsfähigkeit wurde 
also durch die Steigerung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit ergänzt und ver-
stärkt. Zugleich war mit der Währungs- 

union, innerhalb derer Deutschland 
rund zwei Fünftel seines Außenhandels 
betreibt, der Wechselkurs-Anpassungs-
mechanismus abgeschafft worden, der 
zuvor für periodischen Ausgleich gesorgt 
hatte. So war es kein Zufall, dass der be-
eindruckende Anstieg der Leistungsbil-
anzüberschüsse mit der Einführung des 
Euro begann (Abbildung 1). 

Die andere Seite derselben Medaille: 
Das außenwirtschaftliche Ungleichge-
wicht beruhte auf einem binnenwirt-
schaftlichen Defizit Deutschlands. Im 
Zeitraum zwischen 2001 und 2008 waren 
drei Viertel des deutschen Wirtschafts-
wachstums auf den Exportüberschuss 
zurückzuführen, während die Binnen-
nachfrage lediglich einen Beitrag von ei-
nem Viertel lieferte (Priewe/Rietzler 2010, 
S. 64). Ursache dafür war die schwache 
Lohnentwicklung als Bestandteil einer 
rasch zunehmenden Ungleichheit in der 

Einkommens- und Vermögensverteilung 
(ich komme darauf zurück). Dieser Aspekt 
blieb übrigens auch der Deutschen Bun-
desbank (2011a, S. 33) nicht verborgen, die 
darauf aufmerksam machte, dass ein Teil 
der durch die Steigerung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit entstandenen Kos-
tenvorteile „offensichtlich auch zur Erhö-
hung der Gewinnmargen genutzt“ wurde. 
Die Stagnation der Durchschnittslöhne 
verhinderte also sowohl eine Übertra-
gung der vom Exportboom ausgehenden 
Wachstumsimpulse auf den Binnenmarkt 
als auch eine damit einhergehende Stär-
kung der Importe, mit der die export-
induzierten Wachstumsimpulse für die 
deutsche Industrie an das Ausland zu-
rückgegeben worden wären (Joebges et al. 
2010, S. 10). Diese Sonderrolle Deutsch-
lands innerhalb der EU spiegelt sich wi-
der in den Wachstumsraten des Brutto-
inlandsprodukts (BIP), des Preisniveaus 
und der verfügbaren Haushaltseinkom-
men seit 2001: Nahezu durchgängig lagen 
die deutschen Steigerungsraten unter dem 
EU-Durchschnitt (Tabelle 1). 

Wenn es richtig ist, dass die in diesen 
Daten zum Ausdruck kommenden Un-
gleichgewichte ihre wichtigste Ursache 
in der zunehmenden Ungleichheit in der 
Einkommens- und Vermögensverteilung 
in Deutschland haben, dann führt die kon-
troverse Diskussion darüber, ob Deutsch-
land zu viel exportiere, nicht wirklich 
weiter. Sinnvoller fände ich es, die andere 
Seite derselben Medaille ins Zentrum zu 
stellen: Deutschland importiert zu wenig. 
Innerhalb einer Währungsunion muss 
der schwache Binnenmarkt ihrer größten 
Volkswirtschaft zu einem Problem für die 

2 Die Europäische Zentralbank (ECB 2011) beziffert 
die Verbesserung der preislichen Wettbewerbsfä-
higkeit Deutschlands gegenüber den wichtigsten 
Welthandelsländern im Zeitraum 1999 bis Anfang 
2011 auf 16 % (Basis: GDP deflator). Die einzigen 
übrigen Länder der Europäischen Währungsuni-
on mit positiven Werten sind Finnland (6,4 %), 
Österreich (4,6 %) und Frankreich (3,2 %). 

Tabelle 1: Reales Wachstum, Inflationsrate und verfügbare Haushaltseinkommen: Deutschland und EU-27 
(2001 – 2008) – jährliche Steigerungsraten in % – 

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

De eu De eu De eu De eu De eu De eu De eu De eu
reales BiP 1,2 2,0 0,0 1,2 -0,2 1,3 1,2 2,5 0,8 2,0 3,2 3,2 2,5 2,9 1,3 0,8
inflation 2,0 3,2 1,4 2,5 1,0 2,1 1,7 2,3 1,6 2,3 1,6 2,3 2,3 2,4 2,6 3,7
Verfügbares 
einkommen

2,1 3,3 -0,4 1,6 0,5 1,6 0,2 1,4 0,6 1,7 1,0 1,7 -0,2 1,6 0,6 1,5

Quelle: OECD Country Statistical Profiles.

Abb. 1: Leistungsbilanzsalden Deutschlands mit den Ländern
des Euro-Raums – in Mrd. € –

Quelle: Deutsche Bundesbank (o.J.); Joebges et al. (2010); Berechnungen des Autors. 
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Entwicklung aller Mitgliedsländer werden. 
Das deutsche Wachstums- und Geschäfts-
modell ist nicht nachhaltig. 

Doch was verbirgt sich – und damit 
komme ich zurück zur ersten Frage – hin-
ter der schwachen Lohnentwicklung in 
Deutschland, die häufig etwas irrefüh-
rend auch als „Lohnmäßigung“ bezeichnet 
wird? Der Versuch, dies zu verstehen, führt 
ins Zentrum der Umbrüche im deutschen 
Beschäftigungsmodell in den zurückliegen-
den zwei Jahrzehnten.

2.2 „lohnmäßiGunG“ – was 
steckt Dahinter?

Wer die Entwicklung der Tariflöhne von 
2000 bis 2010 betrachtet, wird eine viel-
leicht überraschende Feststellung ma-
chen. Ausgerechnet in der Metall- und 
der Chemieindustrie, also den beiden 
Wirtschaftszweigen, die von allen Bran-
chen am intensivsten der internationalen 
Konkurrenz ausgesetzt sind, stiegen die 
tarifvertraglich vereinbarten Löhne und 
Gehälter am stärksten. Zwar ist es den 
vergleichsweise starken und durchset-
zungsfähigen Gewerkschaften in diesen 
Branchen nicht gelungen, die fortschrei-
tende Einkommens  umverteilung zulasten 
der abhängig Beschäftigten zu verhindern, 
doch immerhin schöpften die Tariflohner-
höhungen ungefähr den sogenannten „ver-
teilungsneutralen“ Spielraum aus, der als 
Summe von Preissteigerungen und gesamt-
wirtschaftlichem Produktivitätswachs-
tum definiert wird (Bispinck 2011). Dass 
es in exportorientierten Branchen immer 
wieder Elemente eines Wettbewerbs-Kor-
poratismus gibt, ist schwer zu bestreiten, 
doch die noch wichtigeren Ursachen der 
geringen durchschnittlichen Tariflohnstei-
gerungen sind offenbar in solchen Branchen 
zu suchen, die in geringerem Maße oder 
gar nicht der internationalen Konkurrenz 
ausgesetzt sind, wie dem Einzelhandel und 
vor allem dem öffentlichen Dienst, der das 
Schlusslicht der großen Branchen bildet. 

Dies macht auf den ersten Struktur-
bruch aufmerksam, nämlich die Demon-
tage der traditionellen Architektur der 
deutschen Version von „pattern bargai-
ning“, also des Geleitzugprinzips in Ta-
rifverhandlungen, bei denen zumeist die 
IG Metall die Marken setzte. In dem Maße, 
wie dieses Prinzip an Wirkung verloren 
hat, ist die Kluft zwischen den Arbeits-
kosten in Industrie und Dienstleistungen 
(mit weiter zunehmender Tendenz) so 

groß geworden wie in keinem anderen EU-
Land. Dadurch hat sich eine breite Palette 
inländischer Vorleistungen für die Indus-
trie, einschließlich solcher durch Steuern 
finanzierten des öffentlichen Dienstes, im 
Vergleich zum Ausland erheblich verbilligt 
(Horn et al. 2007). 

Der zweite Strukturbruch äußert sich 
darin, dass die effektiven Lohnsteigerun-
gen von 2000 bis 2010 im Durchschnitt 
fast 50 % unter den tarifvertraglichen 
Lohnerhöhungen lagen (nominal 12,7 % 
gegenüber 23,6 %), sodass die Reallöhne 
pro Kopf um 4 % zurückgingen (Bispinck 
2011). Ursächlich dafür waren 

– die Schwächung der Gewerkschaften: 
Ihr Netto-Organisationsgrad fiel von 
ungefähr 30 % Mitte der 1990er Jahre 
auf rund 20 % am Vorabend der Krise 
(ICTWSS Database 2011); 
– der Rückgang der Tarifbindung: 1996 
arbeiteten 70 % der Beschäftigten in West-
deutschland in Betrieben mit Bindung an 
Branchentarifverträge, 2008 waren es noch 
55 % (in Ostdeutschland fiel der Anteil von 
56 % auf 40 %); berücksichtigt man au-
ßerdem die Firmentarifverträge, arbeiteten 
am Vorabend der Krise rund 60 % der Be-
schäftigten in tarifgebundenen Unterneh-
men (Ellguth/Kohaut 2010);
– die Demontage des Instruments der All-
gemeinverbindlicherklärung von Flächen-
tarifverträgen (Bispinck/Schulten 2009);
– die zahlreichen lokalen Abweichungen 
von Flächentarifverträgen seit dem Beginn 
der 2000er Jahre (Haipeter 2009). 

Über diese institutionellen Veränderungen 
hinaus haben – drittens – auch die Funda-
mente der Institutionen tiefe Risse bekom-
men. Folgende Veränderungen stellen zwar 
keine deutsche Besonderheit dar, aber sie 
verstärken in Verbindung mit den soeben 
genannten institutionellen Umbrüchen die 
bremsende Wirkung auf die Arbeitsein-
kommen:

(1) Durch Outsourcing von Vorleistungen 
werden immer größere Teile der Industrie 
in Industrie- oder Dienstleistungsbetriebe 
mit niedrigeren Arbeitsstandards verscho-
ben. 

(2) Eine damit vergleichbare Wirkung geht 
von den Privatisierungen vormals öffent-
lich erbrachter Dienstleistungen aus. In 
Verbindung mit der EU-Dienstleistungs-
richtlinie wurden – z.B. bei der Post – gro-

ße Bereiche mit massiver Niedriglohn-
Konkurrenz geschaffen. 

(3) Durch die Steuerreformen seit 1998 ent-
standen den öffentlichen Haushalten er-
hebliche Einnahmenverluste (2010 betru-
gen sie 2,5 % des BIP; Truger/Teichmann 
2010). Davon ging ein massiver Druck auf 
die Löhne (und auch die Arbeitszeiten) der 
im öffentlichen Dienst Beschäftigten aus. 

Ein machtvolles viertes Bleigewicht für die 
Entwicklung der Löhne sind die seit 2003 
vorgenommenen Änderungen an der Archi-
tektur der Arbeitsmarktregulierung: 

(1) Der mit Hartz IV verbundene System-
wechsel – massive Reduzierung der Ar-
beitslosenversicherung zugunsten eines 
Fürsorgesystems mit Bedürftigkeitsprü-
fung (Knuth 2010) – zwingt zur Annahme 
von Beschäftigungsangeboten mit niedri-
gen Arbeitsstandards  und löste eine breite 
Verunsicherung aus, die in weiten Teilen 
des Arbeitsmarkts eine Sogwirkung nach 
unten bewirkt (Erlinghagen 2010).3

(2) Mit der de-facto Aushebelung des euro-
päischen Equal-pay-Rechtsgrundsatzes in 
der Leiharbeit wurde durch die Bundesre-
gierung der Weg für Dumping-Tarifverträ-
ge in dieser Branche geebnet (Weinkopf/
Vanselow 2008). Seit 2000 verdoppelte sich 
die Zahl der Leiharbeitskräfte bis Dezem-
ber 2010 auf knapp 3 % aller sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten (BA 2011). 
Leiharbeitskräfte verdienten 2006 im 
Durchschnitt pro Stunde nur etwas mehr 
als halb so viel wie Standard-Beschäftigte 
(Destatis 2009).

(3) Ein kräftiger Schub für die Auswei-
tung atypischer Beschäftigung geht von 
der öffentlichen Subventionierung von 
Niedriglöhnen und insbesondere der För-
derung von geringfügiger Beschäftigung 
(Minijobs) aus. Rund 15 % aller abhängig 
Beschäftigten (mehrheitlich Frauen) sind 

3 Ein Kommentator der Financial Times Deutsch-
land brachte den Zusammenhang auf folgenden 
Nenner: „In den zwei Jahren nach Hartz-IV-Ein-
führung brachen die Lohnkosten je produzierter 
Einheit in Deutschland um unheimliche fast vier 
Prozent ein, nachdem sie bis 2005 gestiegen wa-
ren. Das ist umso verrückter, als zeitgleich die 
Arbeitslosigkeit um fast eine Million sank – was 
nach den Regeln von Angebot und Nachfrage 
höheren statt geringeren Lohndruck erzeugen 
müsste. Kaum erklärbar, außer durch den Hartz-
Schock“ (Fricke 2010).
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heute ausschließlich geringfügig beschäf-
tigt, und zwei Drittel von ihnen beziehen 
einen Niedriglohn, obwohl eine deutliche 
Mehrheit von ihnen einen beruflichen Ab-
schluss hat (Weinkopf 2009). 

Die Bedeutung der Minijob-Regelung hängt 
eng mit dem Fortbestehen der konserva-
tiven Elemente des Wohlfahrtsstaats zu-
sammen, die eine begrenzte Teilnahme von 
Frauen am Erwerbsleben teils erzwingen 
und teils fördern: Der Mangel an Kinder-
betreuungsangeboten erschwert es vielen 
Frauen mit kleinen Kindern, ihre berufli-
che Tätigkeit rasch wieder aufzunehmen, 
während das Steuer- und Sozialversiche-
rungssystem die ungleiche Verteilung von 
Erwerbseinkommen bei verheirateten Paa-
ren finanziell attraktiv macht (Sachverstän-
digenkommission 2011). Auch wenn dieses 
den 1950er Jahren verhaftete System im-
mer stärker in die Kritik gerät und partielle 
Veränderungen (wie die Einführung eines 
Elterngeldes nach schwedischem Vorbild) 
eingeleitet wurden, steht seine im Grund-
satz unangetastete Stabilität in bemerkens-
wertem Kontrast zu dem neoliberal inspi-
rierten Reformeifer auf anderen Gebieten 
(vgl. dazu Bogedan in diesem Heft).

Das Zusammenwirken des Umbruchs 
im Institutionensystem des deutschen 
Arbeitsmarkts einerseits und der hart-
näckigen Verteidigung des konservativen 
Geschlechtermodells im Wohlfahrtsstaat 
andererseits findet seinen markantesten 
Ausdruck im Wachstum des Niedrig-
lohnsektors. Seit Mitte der 1990er Jahre 
ist die Zahl der Beschäftigten, die weniger 
als zwei Drittel des Medianlohns verdie-
nen, um die Hälfte gestiegen; ihr Anteil 
betrug am Vorabend der Krise 22 % aller 
Beschäftigten (Bosch/Kalina 2008). Es ist 
dieses Ausfransen der Löhne nach unten, 
das sich hinter dem Rückgang der (preis-
bereinigten) durchschnittlichen Löhne aller 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
den 2000er Jahren verbirgt. Die Reallohn-
senkung war einmalig in Europa und auch 
für Deutschland ein Novum – zumal in 
einer Phase wirtschaftlichen Wachstums. 
„Hartz IV vergiftet Europa“ –  so brach-
te ein Kommentator der Financial Times 
Deutschland den Zusammenhang auf den 
Punkt (Münchau 2010).

2.3 krisentreiBer unGleichheit

Den stagnierenden oder sogar sinkenden 
Durchschnittslöhnen stand eine konti-

nuierlich (wenn auch nicht überdurch-
schnittlich) steigende Arbeitsproduktivität 
gegenüber. Im Ergebnis sank die bereinigte 
Lohnquote seit Beginn des Jahrzehnts bis 
zum Vorabend der Krise um mehr als sechs 
Prozentpunkte. Die Dynamik zunehmen-
der Ungleichheit gehörte zu den stärksten 
in der EU (ILO 2010). 

Hinzu kam, dass die Veränderungen 
in der Primärverteilung weitaus weniger, 
als dies zuvor üblich war, durch die Se-
kundärverteilung abgeschwächt wurden. 
Ursache dafür waren die bereits erwähnten 
Steuerreformen der rot-grünen Bundes-
regierung, mit denen der Spitzensatz der 
Einkommensteuer ebenso wie die Steuern 
auf Kapitaleinkünfte und Unternehmens-
gewinne erheblich gesenkt wurden. Im 
Ergebnis nahm die Ungleichheit in der 
Wachstumsphase 2004 bis 2008 besonders 
stark zu: Leicht rückläufigen Nettolöhnen 
stand ein Anstieg der Gewinne und Ka-
pitaleinkommen um fast 20 % gegenüber 
(Brenke 2011). 

Anders als von den neoliberal inspi-
rierten Hauptakteuren in Ökonomie und 
Politik prophezeit, ging von der zuneh-
menden Ungleichheit kein nennenswerter 
Impuls für Investitionen und Wachstum 
aus (Priewe/Rietzler 2010). Angesichts des 
stagnierenden Binnenmarkts lag dies zwar 
nahe, doch weitaus mehr als der Privatsek-
tor war der Staat für die Investitionsschwä-
che verantwortlich: Der Anteil der öffent-
lichen Investitionen am BIP blieb immer 
weiter hinter dem Durchschnitt in der EU 
zurück (Dullien/Schieritz 2011). Die Re-
gierungen sparten den selbst geschaffenen 
Einnahmerückgängen hinterher – es war 
ein „Jahrzehnt der Entstaatlichung“ (Bo-
finger 2008).

Die massive Umverteilung zugunsten 
von Gewinnen und Kapitaleinkommen 
in Deutschland war damit das Kondensat 
jenes grundlegenden Umbruchs im deut-
schen Modell des Kapitalismus seit Mitte 
der 1990er Jahre, der im Kern als Wechsel-
wirkung von drei einander verstärkenden 
Prozessen verstanden werden kann: 

– erstens, die massive Schwächung der auf 
sozialen Ausgleich hinwirkenden Institu-
tionen auf dem Arbeitsmarkt; 
– zweitens, die Stärkung und relative Ver-
selbstständigung des Finanzkapitals, die 
auch auf die Unternehmensführung zu-
rückgewirkt und das einstmals „geduldige“ 
Kapital auch in Deutschland ungeduldiger 
gemacht hat;

– und drittens, die systematische Schwä-
chung der regulierenden, ausgleichenden 
und investierenden, also vorsorgenden 
Rolle des Staates. 

Ein derart fundamentaler Umbau der Archi-
tektur der größten Volkswirtschaft Europas 
musste erhebliche Außenwirkungen haben. 
Insbesondere unter den Bedingungen der 
Währungsunion trug er maßgeblich zum 
Entstehen der Krise bei: einerseits durch das 
beschriebene Zusammenspiel von stagnie-
rendem Binnenmarkt und immer größeren 
außenwirtschaftlichen Ungleichgewichten, 
und andererseits dadurch, dass für das nicht 
profitabel investierbare Geldkapital Einsatz-
felder außerhalb der inländischen Produkti-
on von Gütern und konsumierbaren Dienst-
leistungen gesucht werden mussten (Horn 
et al. 2009). Zahlreiche Deregulierungen 
des Finanzsektors durch die SPD-geführte 
Bundesregierung (Huffschmid 2010) öffne-
ten den deutschen Gewinnen und Vermö-
genseinkommen die Türen für eine aktive 
Teilnahme an den weltweit boomenden 
Finanzmärkten und insbesondere an der 
Finanzierung des von vor allem privater, 
teils staatlicher Verschuldung getriebenem 
starken Wachstums in europäischen Defi-
zitländern. Es ist eine nur kleine journalisti-
sche Übertreibung, wenn ein Kommentator 
im britischen Guardian schreibt: „Germany 
blew the bubbles that popped up in the rest 
of Europe“ (Chakrabortty 2011). 

Der deutsche Kapitalismus war nicht 
Opfer der Krise, sondern trug maßgeblich 
dazu bei, ihr den Boden zu bereiten. Wie 
aber gelang es ihm, die Krise so schnell 
zu überwinden und – zumindest dem 
Augenschein nach – sogar gestärkt aus ihr 
hervorzugehen?

3 
In der Krise: Das Wunder, 
das keins war

Der Absturz der deutschen Wirtschaft ab 
September 2008 war wegen ihrer extremen 
Exportabhängigkeit besonders dramatisch 
und wurde nur von Ländern mit platzenden 
Finanz- und Immobilienblasen übertroffen. 
Umso verblüffender war die Stabilität auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt. Was in den 
Jahren 2008 und 2009 passierte, lässt sich auf 
einen einfachen Nenner bringen: Während 
vor der Krise der Umbruch im deutschen 
Beschäftigungsmodell aktiv zum Entstehen 
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der europäischen und weltwirtschaftlichen 
Ungleichgewichte beigetragen hatte, war die 
Stabilisierung des Arbeitsmarkts und der 
Wirtschaft während der Krise ausgerechnet 
einer Reaktivierung derjenigen Elemente 
des deutschen Modells zu verdanken, die 
den neoliberal inspirierten Demontageeifer 
der Jahre davor überlebt hatten.

Die Wiederbelebung alter Tugenden 
begann mit dem plötzlichen, wenn auch 
nur vorübergehenden, Beiseitelegen vieler 
bislang gepflegter neoliberaler Dogmen in 
der Regierungspolitik. Quasi über Nacht 
wurden entgegen allen zuvor gebetsmüh-
lenartig wiederholten Glaubenssätzen 
umfangreiche Konjunkturprogramme 
aufgelegt. Die Bundestagswahlen von 2009 
standen vor der Tür und jegliches Zögern 
beim Retten der „Realwirtschaft“ wäre 
angesichts der Milliardenausgaben und 
-bürgschaften für die Rettung von Banken 
zum politischen Desaster für die beiden 
großen Regierungsparteien geworden. 

Die Konjunkturprogramme der Re-
gierung stützten sich auf die aktive Mit-
arbeit sowohl der Arbeitgeberverbände 
als auch der Gewerkschaften. Es entstand 
ein informeller „Krisen-Korporatismus“ 
(Urban 2012), dessen wichtigste unmit-
telbare Wirkung in der Abwendung eines 
massenhaften Beschäftigungsabbaus in 
der krisengeschüttelten Industrie bestand. 
Diese Notgemeinschaft schloss zwar – wie 
der starke Rückgang der Leiharbeit zeigte – 
zum Schutz von Stammbelegschaften den 
Rückgriff auf externe Flexibilität keines-
wegs aus. Doch ein noch größeres Gewicht 
hatte die interne Flexibilität. Dies war neu, 
oder besser: wieder neu. Nur wenige Jahre 
zuvor, während der zurückliegenden Rezes-
sions- und Stagnationsphase, hatten viele 
Unternehmen ihre Belegschaften derart 
ausgedünnt, dass sie Schwierigkeiten und 
Personalengpässe hatten, als die Konjunk-
tur wieder ansprang. Diese Erfahrung war 
noch frisch, und um qualifiziertes Personal 
zu halten, wurden jetzt kurzfristig selbst 
erhebliche Produktivitätseinbußen in Kauf 
genommen (Herzog-Stein et al. 2011). 

Die Renaissance der internen Flexibi-
lität fand ihren markantesten Ausdruck 
in der erheblichen Verkürzung der pro 
Kopf geleisteten Arbeitszeit, die weithin 
als wichtigste Erklärung für die Kluft zwi-
schen BIP-Einbruch und Beschäftigungs-
stabilität gilt (OECD 2010). Sie beruhte 
auf der Mobilisierung unterschiedlicher 
Ressourcen des deutschen Beschäftigungs-
modells – zum Teil neu entstandener, vor 

allem aber traditioneller und in der Krise 
wiederentdeckter Stärken, die den Abbruch 
und Umbruch der Vorjahre überlebt hatten 
(vgl. dazu ausführlich: Bosch 2011; Lehn-
dorff 2011). Die prominenteste Rolle spiel-
ten dabei die Kurzarbeit, die Tarifverträge 
zur Beschäftigungssicherung, der Abbau 
von Überstunden und die in den Vorjahren 
zum Teil sehr stark angewachsenen Gut-
haben auf Arbeitszeitkonten (Fuchs et al. 
2010). Zu den weniger beachteten Ressour-
cen des deutschen Beschäftigungsmodells, 
die die Priorisierung interner Flexibilität 
während der Krise attraktiv für Arbeitgeber 
machten, gehörte jedoch auch – trotz aller 
seiner Probleme –  das Berufsbildungssys-
tem (Voss-Dahm 2011). Es trug maßgeblich 
dazu bei, dass die Arbeitslosenquote unter 
Jugendlichen zunächst nicht stark anstieg 
und bis 2011 sogar unter das Niveau von 
2008 fiel. (Allerdings liegt der Anteil prekär 
beschäftigter Jugendlicher ähnlich wie in 
anderen europäischen Ländern deutlich 
über der durchschnittlichen Rate aller Al-
tersgruppen; Destatis 2011). 

Die Rückbesinnung auf traditionelle 
Stärken des deutschen Beschäftigungs-
modells war sicher der wichtigste Grund 
für das sogenannte Beschäftigungswun-
der während der Krise. Dennoch mach-
te sich der Umbruch der Vorjahre in der 
Krise bemerkbar. Der schnelle und starke 
Rückgang der Leiharbeit signalisierte, wie 
weit die Dualisierung des Arbeitsmarktes 
bereits fortgeschritten war. Es war nur der 
Kürze der Krise zu verdanken, dass sich 
dies noch nicht in der Gesamtbilanz der 
Arbeitsmarktprozesse zeigte. Nicht so of-
fensichtlich, aber ebenso wichtig, ist die 
Dualisierung in Gestalt der viel gelobten 
Flexibilität der Arbeitszeiten. In der Krise 
wurde es vielfach als Wohltat empfunden, 
Arbeitszeit-Puffer abbauen zu können, 
doch diese Puffer waren ja zuvor zulasten 
eines stärkeren Beschäftigungswachstums 
aufgebaut worden – vor allem in Gestalt 
hoher Guthaben auf Arbeitszeitkonten 
(IAQ 2011). Die Widersprüche, Ungleich-
gewichte und Fragilitäten, die mit dem 
neoliberal inspirierten Umbruch Einzug 
ins deutsche Beschäftigungsmodell gehal-
ten haben, wirkten in der Krise fort – und 
tun dies auch weiterhin. 

Dieses Fortwirken zeigte sich zunächst 
(in paradoxer Weise) in der konjunkturel-
len Entwicklung. So plötzlich und radikal 
der Absturz in die Krise war, so rasch und 
zunächst kräftig setzte bereits in der zwei-
ten Jahreshälfte 2009 der Aufschwung wie-

der ein – das eine wie das andere vom Ex-
port getrieben. Noch hatten viele deutsche 
Industrieunternehmen gewissermaßen mit 
laufendem Motor den Gang der Ereignisse 
abgewartet. Vielfach war die Krise auch 
zu Rationalisierungen genutzt worden. 
Als die Auslandsnachfrage im 3. Quartal 
2009 wieder anzog, waren die qualifizier-
ten Stammbelegschaften noch an Bord, die 
Kurzarbeit wurde beendet, die entlassenen 
Leiharbeitskräfte wurden wieder zurück-
geholt und die leer geräumten Arbeitszeit-
konten konnten wieder aufgefüllt werden. 
Es konnte wieder losgehen – und wie viele 
zunächst glaubten: weitergehen wie vor der 
Krise. Doch dies erwies sich bald als Illusi-
on. Das wirtschaftliche Umfeld hatte sich 
in kürzester Zeit gründlich verändert, und 
dies am stärksten in Europa.

4 
In der Folgekrise: Der 
„Triumph gescheiterter 
Ideen“

Die Wachstumsraten der deutschen Wirt-
schaft gehörten seit Ende 2009 zunächst zu 
den stärksten Europas, und Deutschland 
gilt auch weiterhin als Anker der Stabili-
tät in einem Umfeld von Eurokrise und 
überbordenden Staatsschulden. Doch der 
Schein trügt erneut: Für eine Abkehr von 
dem hier analysierten Pfad der Untugend, 
der in die Krise führte, gibt es bislang keine 
Anzeichen. Auch für Deutschland gilt im 
Kern, was Paul Krugman (2010) mit Blick 
auf die USA als „den seltsamen Triumph 
gescheiterter Ideen“ bezeichnet hat: „Die 
Fundamentalisten des freien Marktes ha-
ben sich in allem geirrt – doch sie domi-
nieren die politische Szene gründlicher als 
jemals zuvor“ (ebd.). Und doch muss ein 
wesentlicher Unterschied zur Zeit vor 2008 
(und vielleicht auch zu den USA) festgehal-
ten werden: Markt-Fundamentalismus ist 
in Deutschland wie auch in anderen euro-
päischen Ländern sehr unpopulär gewor-
den. Die deutschen Fundamentalisten be-
geben sich deshalb in einen verblüffenden 
Spagat zwischen Rhetorik und praktischer 
Politik. Das Vehikel dafür heißt „Staats-
verschuldung“. 

Bevor ich mich diesem alles beherr-
schenden Thema widme, sollen kurz die 
offensichtlichsten Anzeichen einer Rück-
kehr zur wirtschaftlichen Grundkons-
tellation der Zeit vor der Krise benannt 
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werden, die in hohem Maße von dem 
geprägt war, was Ökonomen als „Beggar 
thy Neighbour“-Politik bezeichnen: Eine 
Volkswirtschaft verschafft sich Vortei-
le zulasten ihrer Nachbarn. Gewöhnlich 
tun dies kleine Länder und richten damit 
keinen Schaden an. Doch in der Eurozo-
ne war es ausgerechnet die größte Volks-
wirtschaft, die vor der Krise diesen Weg 
beschritten hat. Nach dem Absturz tut sie 
dies erneut, wenn auch mit teilweise an-
deren Mitteln, und sie begleitet dies mit 
der drohenden (allerdings zum Scheitern 
verurteilten) Belehrung, dass alle anderen 
ihrem Vorbild zu folgen hätten. 

4.1 „BeGGar anD lecture thy 
neiGhBour“ mit GeGenwinD

Verschiedene Indikatoren zeigen auf pre-
crisis reloaded: An dem bemerkenswer-
ten Wachstum seit Ende 2009, das jetzt 
allerdings in den „Abwärtssog“ der Krise 
im Euroraum gerät (IMK Arbeitskreis 
Konjunktur 2011), hatten die staatlichen 
und privaten Konsumausgaben erneut 
einen geringen Anteil. Der Anstieg der 
Lohnquote während des wirtschaftlichen 
Absturzes wird jetzt wieder „korrigiert“ 
(vgl. Schäfer in diesem Heft). Der Anteil 
der Beschäftigten und der Haushalte mit 
niedrigen Löhnen ist leicht über das Vor-
krisenniveau hinaus gewachsen (Bosch 
2011). Die Zahl der Beschäftigten in Leih-
arbeit lag im Sommer 2011 um 100.000 
über dem vor der Krise erreichten Höchst-
stand (IW 2011). Und nicht zuletzt wer-
den die Arbeitszeiten über den durch den 
Abbau der Kurzarbeit ausgelösten Effekt 
hinaus wieder länger (IAQ 2011). Bereits 
nach sehr kurzer Zeit bewahrheitet sich 
die Voraussage von Bosch (2011, S. 282), 
dass die „Dualisierung des Arbeitsmarkts 
vor der Krise nicht so offensichtlich war, 
aber im Aufschwung sichtbarer werden 
kann.“ 

Doch die Hindernisse für die Fortset-
zung dieses Kurses werden größer. Zum 
einen aus innenpolitischen und binnen-
wirtschaftlichen Gründen. In vielen In-
dustrieunternehmen wachsen die Sorgen 
vor einem zukünftigen Fachkräfteman-
gel. Zwar ist umstritten, wie begründet 
diese Sorgen sind. Doch ebenso wie die 
Probleme, die angesichts des demografi-
schen Wandels mit älter werdenden Be-
legschaften verbunden sind, geben solche 
Befürchtungen denjenigen Rückenwind, 
die nachhaltigen Personalstrategien den 

Vorzug geben vor dem kurzfristigen Aus-
nutzen von Lohndifferentialen in duali-
sierten Arbeitsmärkten. Auch politische 
Hindernisse werden größer. Der Druck 
der Gewerkschaften für unkonditionier-
tes „equal pay“ in der Leiharbeit und für 
einen gesetzlichen Mindestlohn erfreut 
sich wachsender Zustimmung in der Öf-
fentlichkeit. Bis auf Weiteres ändert dies 
zwar nichts an den oben beschriebenen 
Faktoren, die zum Anwachsen des Nied-
riglohnsektors und dem Stagnieren oder 
gar Sinken der durchschnittlichen Ar-
beitseinkommen geführt haben. Dies 
umso weniger, als eine besonders große 
Hypothek für die zukünftige Entwicklung 
der Löhne, die sogenannten Hartz-Refor-
men, von keiner der gegenwärtigen oder 
potenziellen Regierungsparteien infrage 
gestellt wird. Dennoch ist es absehbar, dass 
die Lohndämpfungs-Strategie in Zukunft 
nicht ganz so reibungslos verfolgt werden 
kann wie vor der Krise.

Außenwirtschaftliche Gründe kom-
men hinzu. Die deutsche Regierung hat 
seit 2009 „Lohndämpfung“ mit großem 
Erfolg zu einem Exportschlager gemacht. 
Andere Länder werden gezwungen, sich 
am deutschen Beispiel zu orientieren, da-
mit sie ihre Wettbewerbsfähigkeit erhö-
hen und ihre Staatsschulden reduzieren 
können. Das Problem dabei ist zumin-
dest innerhalb der Eurozone, dass, wenn 
alle dem deutschen Beispiel folgten, die 
bisherige deutsche Strategie des Export-
überschusses nur um den Preis eines noch 
stärkeren Drucks auf die Löhne und einer 
noch stärkeren Ausweitung des Niedrig-
lohnsektors in Deutschland weiterverfolgt 
werden könnte. Und ob genau dies innen-
politisch durchsetzbar wäre, ist fraglich. 
Paradoxerweise ist deshalb die deutsche 
Politik des beggar and lecture thy neighbour 
gegenwärtig dabei, die Voraussetzungen 
ihrer bisherigen Erfolge zu untergraben.

All dies vollzieht sich vor dem Hinter-
grund der ruckartig angestiegenen Staats-
verschuldung. 

4.2 Der rettunGsanker Des 
neoliBeralismus

„Die Krise begann mit zu hohen und gehe-
belten privaten Schulden, die zu staatlichen 
Haushaltsdefiziten und Schulden wurden, 
weil die Rezession die Verschlechterung 
der Haushaltslage auslöste und ein gro-
ßer Teil der privaten Schulden durch Ret-
tungsaktionen für das Finanzsystem so-

zialisiert wurden“ (Roubini 2010). Obwohl 
dieser Zusammenhang und diese Abfolge 
der Ereignisse weithin unbestritten sind, 
wird das Opfer schuldig gesprochen. Die 
Reduzierung der staatlichen Defizite und 
Schulden (und zwar schwerpunktmäßig 
durch Senkung der Ausgaben! ) wird als 
Schlüssel für alles angesehen: Kurzfristig 
soll der Schuldenabbau der Abwehr spe-
kulativer Attacken auf Staatsanleihen von 
„Schuldensündern“ dienen; mittelfristig 
schaffe er das „Vertrauen“, das für die wirt-
schaftliche Erholung nötig sei; langfristig 
sei er der einzige Weg, der „unsere Kinder 
und Enkel“ davor bewahre, die Kosten 
dafür zu tragen, dass „wir heute über un-
sere Verhältnisse leben“. Bei aller Europa-
Rhetorik wird dieses Argumentationsmu-
ster flankiert von nationalem Egoismus. 
Wenn die Indignados in Madrid oder Athen 
ihren Banken und Regierungen zurufen, 
„Wir zahlen nicht für eure Krise!“, dann 
wird den Deutschen von ihrer Regierung 
und einigen Leitmedien – im besten Falle 
nur implizit – nahegelegt zurückzurufen: 
„Wir zahlen nicht für eure Schulden!“. Die 
Struktur dieses Gedankens ist im Kern eine 
ähnliche wie die des Rechtspopulismus in 
anderen europäischen Ländern.4 Sie bildet 
einen zusätzlichen ideologischen Kitt für 
eine Fokussierung jeglicher Wirtschafts- 
und Sozialpolitik auf die Reduzierung der 
Staatsausgaben durch „Einsparungen“. 

Diese Fokussierung ist zum Rettungs-
anker für den Kern des Neoliberalismus 
geworden: Die neoliberale Politik einer 
Verstümmelung des Öffentlichen wird auf 
diese Weise mit neuer Begründung ver-
schärft fortgesetzt. Dass alle wirtschaft-
lichen Ungleichgewichte, auch die in den 
Leistungsbilanzen, verschwinden würden, 
sobald die Staatshaushalte ausgeglichen 
seien, ist ein, wie es ein Kolumnist der Fi-
nancial Times formuliert hat, „quasi-reli-
giöser Glaube“ (Wolf 2011) der führenden 
Kräfte der Eurozone, der einzelnen Mit-
gliedsländern notfalls auch durch massives 
Hineinregieren aufgezwungen wird. 

4 Als Beispiel mag folgende Erklärung der Vorsitzen-
den des französischen Front National vom Som-
mer 2011 dienen: „Wir haben bei uns genügend 
Armut, Elend und Arbeitslosigkeit, als dass wir -zig 
Milliarden französische Euro, die von Franzosen 
erarbeitet worden sind, anderen Ländern geben 
könnten. Wir haben selber genügend Schulden, 
um uns zu weigern, auch noch die der anderen zu 
bezahlen. Die Deutschen haben das gut verstan-
den und weigern sich jetzt, den anderen Ländern 
noch mehr unter die Arme zu greifen“ (Le Pen 
2011). 
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Letzteres ist genau das, was gegenwär-
tig in der Eurozone passiert. Auf Druck 
insbesondere der deutschen Bundesregie-
rung wird ein Regime der Durchsetzung 
von Austeritätspolitik in den sogenannten 
Peripherie-Ländern der Eurozone geschaf-
fen, das jeglicher demokratischer Legiti-
mation, sei es auf EU-Ebene, sei es in den 
beteiligten Ländern, entbehrt (Leschke 
et al. 2012). Wenn dabei der Anschein 
erweckt wird, als könne Deutschland als 
Vorbild für alle dienen, dann lebt die Über-
zeugungskraft dieses Vorgehens teilweise 
erneut von der Krise der anderen. Zwar 
ist auch die deutsche Staatsschuld im Zu-
sammenhang mit der Krise sprunghaft an-
gestiegen (sie entspricht in Ausmaß und 
erreichtem Niveau ungefähr dem Durch-
schnitt aller Mitgliedsländer der Eurozo-
ne). Doch ist die Neuverschuldung bislang 
weniger rasch angestiegen als ursprünglich 
befürchtet, weil das Wachstum der Wirt-
schaft wie auch der Steuereinnahmen in 
den Jahren 2009 und 2010 überraschend 
kräftig war. Auf diese Weise wurde ein 
gewisser positiver Wachstumsbeitrag der 
Staatsausgaben im Jahre 2010 ermöglicht 
– ein Effekt, der anderen Ländern mit Hin-
weis auf die Notwendigkeit des sofortigen 
Abbaus der Neuverschuldung verwehrt 
wird. Hinzu kam eine kaum beachtete 
Nebenwirkung der fortgesetzten Krise in 
der Eurozone: Deutsche Bundesanleihen 
wurden ein so begehrtes Anlageobjekt, 
dass ihre Zinsen von knapp 5 % vor der 
Krise mittlerweile auf Werte gesunken 
sind, die teilweise unter der Inflationsrate 
liegen. Deutschland verschuldet sich, wenn 
man so will, gegenwärtig real zum Null-
tarif. Dieser „safe haven effect“ (Deutsche 
Bundesbank 2011b, S. 42) hat den Anstieg 
des Haushaltsdefizits der Bundesrepublik 
zusätzlich verringert und ist nichts anderes 
als eine Art Krisendividende (was in der 
deutschen Öffentlichkeit selbstverständ-
lich nicht zur Kenntnis genommen wird). 

Diese Faktoren erleichtern es der deut-
schen Politik, die Kürzungspolitik im eige-
nen Land zunächst noch etwas zu entdra-
matisieren. Doch das wird nicht so bleiben. 
Bereits jetzt betreffen die eingeleiteten 
Konsolidierungsmaßnahmen schwer-
punktmäßig die Sozialausgaben (Heise/
Lierse 2011). Im weiteren Verlauf des jet-
zigen Jahrzehnts wird die in Deutschland 
mit Zustimmung aller aktuellen und po-
tenziellen Regierungsparteien eingeführ-
te Schuldenbremse, die nach dem Willen 
der deutschen Politik zum Allgemeingut 

in den Euroländern werden soll, als Fessel 
für zukünftiges Regierungshandeln immer 
schmerzhafter spürbar werden (Truger/
Teichmann 2010). Die öffentliche Finanz-
not, die heute vor allem auf der Ebene der 
Länder und der Kommunen zu spüren 
ist, wird die Möglichkeiten des Staates 
zunehmend beeinträchtigen, die für die 
Entwicklung der endogenen Potenziale 
dieses Landes erforderlichen Investitionen 
nicht allein in Beton, sondern vor allem in 
Menschen zu tätigen (vgl. dazu Vester in 
diesem Heft). 

Doch diese Probleme wirken harmlos 
im Vergleich zu denen in den Ländern der 
Euro-Peripherie (vgl. die einschlägigen 
Länderanalysen in Lehndorff 2012). Dort 
bewirkt die Kürzungspolitik derzeit eine 
massive Vertiefung der Ungleichheit und 
stellt kurz- bis mittelfristig eine ernste Be-
drohung für die wirtschaftliche Erholung 
und das Zurückdrängen der Arbeitslosig-
keit dar. Mehr noch: Im Kern erschwert 
sie die Schaffung von Grundlagen für die 
längerfristige Stärkung der Wertschöp-
fungsbasis in diesen Ländern, für die ein 
leistungsfähiger Staat mit starker Steuer-
basis benötigt wird. 

4.3 hausaufGaBen – auch für 
DeutschlanD

Die oktroyierte Austeritätspolitik ist eine 
Perversion des ursprünglichen Gedankens 
einer europäischen Wirtschaftsregierung, 
denn unter den Bedingungen der Wäh-
rungsunion würde eine demokratisch 
legitimierte Wirtschaftsregierung heu-
te notwendig auf einer Art europäischer 
„Ausgleichsunion“ (Troost/Paus 2011) 
beruhen: Überschüsse der einen würden 
strategisch eingesetzt, um andere leis-
tungsfähiger zu machen (zur Diskussion 
über die dringendsten Reformen in der 
Eurozone vgl. Degryse/Pochet 2011). Diese 
strategische Herausforderung ist zweifel-
los ungeheuer groß, aber wenn der Euro 
tatsächlich eine Zukunft als europäische 
Binnenwährung haben soll, ist sie ist die 
wirtschaftspolitisch logische Konsequenz 
(Horn et al. 2011).

Selbstverständlich kann diese Rech-
nung nur aufgehen, wenn in den Ländern 
der Euro-Peripherie tatsächlich solche 
grundlegenden Reformen eingeleitet wer-
den, mit denen die Voraussetzungen für 
nachhaltige Wachstumsmodelle (oder, 
um es weniger kontrovers zu formulieren, 
sozial-ökologische Entwicklungsmodelle) 

geschaffen werden (vgl. dazu Hübner in 
diesem Heft). Kritische Wirtschaftswis-
senschaftlerinnen und -wissenschaftler 
aus den betreffenden Ländern sehen dies 
ebenso. So fragt die italienische Ökono-
min Annamaria Simonazzi (2012), ob es, 
erstens, „ein gemeinsames Interesse gibt, 
das Überschuss- und Defizitländer verbin-
det“, und zweitens, „welche Reformen die 
südlichen Länder in eigener Regie einleiten 
müssen, um der gemeinsamen Währung zu 
einer tragfähigen Grundlage zu verhelfen“. 
Ihre mutige Schlussfolgerung: „Erst wenn 
wir unsere Hausaufgaben gemacht haben, 
können wir Europas Hilfe verlangen.“ 

Dieses Argument hat jedoch eine weit-
hin unbeachtete Pointe: Es gilt in anderem 
Sinne ebenso für Deutschland. Wenn es 
richtig ist, dass der neoliberale Umbruch im 
deutschen Modell des Kapitalismus zu den 
Wurzeln der wirtschaftlichen Krise in Eu-
ropa gehört und auch gegenwärtig die Über-
windung der Krise erheblich erschwert, 
dann sind Reformen in Deutschland für 
einen Ausweg aus der Krise ebenso wichtig 
wie Reformen in den Defizitländern. Zu 
den wichtigsten Elementen einer grund-
legenden Reform des deutschen Beschäf-
tigungsmodells – und zwar einer Reform, 
die diesem Begriff seine verloren gegangene 
Konnotation zurückgeben würde – gehört 

– erstens, eine Stärkung der öffentlichen 
Investitionen und sozialen Dienstleistun-
gen, die ohne deutliche Erhöhungen der 
Steuern auf Gewinne und höhere Einkom-
men nicht möglich sein wird;
– zweitens, eine geschlechterpolitische 
Modernisierung des Wohlfahrtsstaates;
– und drittens, eine Stützung des ge-
schwächten Tarifvertragssystems durch 
gesetzlichen Mindestlohn, erweiterte All-
gemeinverbindlicherklärungen von Tarif-
verträgen, unkonditioniertes equal pay bei 
Leiharbeit sowie die Bindung öffentlicher 
Aufträge an das Einhalten von (allgemein-
verbindlichen) Tarifverträgen. 

Derartige Reformen würden im Übrigen 
für den Staatshaushalt ein Positivsummen-
spiel von wachsenden Einnahmen, verbes-
serten Dienstleistungen und Abbau von 
Ungleichheit auslösen. Deshalb gilt: Das 
wirtschaftlich stärkste Land Europas wird 
erst zum Motor der Integration, wenn es 
seine eigenen Hausaufgaben macht.
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5 
Ausblick: Dünnes Eis

Das neue deutsche Kapitalismusmodell, das 
de facto ein Hybrid ist aus einigen erhalten 
gebliebenen Bestandteilen des „Rheinischen 
Kapitalismus“, neoliberal inspirierten Um-
bauten und Demontagen dieses klassischen 
Modells in den zurückliegenden 20 Jahren 
sowie einem hartnäckigen geschlechterpo-
litischen Konservatismus, wird gegenwärtig 
im In- und Ausland als Erfolgsmodell ge-
feiert. Doch es ist weitaus fragiler und stör-
anfälliger, als es seine Befürworter glauben 
machen. Eine Währungsunion, die dieses 
Modell als Vorbild akzeptiert und die politi-
sche Dominanz seiner führenden Vertreter 
zulässt, bewegt sich auf sehr dünnem Eis.

Das Paradoxe daran ist: Deutschland, 
seine Wirtschaft und seine Gesellschaft, 
haben das Potenzial, eine wesentlich posi-
tivere Rolle in Europa zu spielen. Die deut-
sche Industrie könnte ihre Stärken auf dem 
Feld der ökologischen Erneuerung entwi-
ckeln, getragen von einer vergleichsweise 
breiten Zustimmung in der Gesellschaft 
zum nachhaltigeren Umgang mit natürli-
chen Ressourcen. Mehr sozialer Ausgleich 
innerhalb der größten europäischen Volks-
wirtschaft würde den permanenten Sozial-
abbau- und Lohnsenkungsdruck auf ande-
re Länder der Region und insbesondere der 
Währungsunion verringern. Deutschland 
könnte Motor einer sozial und ökologisch 
nachhaltigeren Neuorientierung in der 
EU werden und anderen Ländern mehr 
Luft zum Atmen geben, ihre eigenen Wirt-
schafts- und Sozialmodelle zu erneuern. 

Dies wäre nicht zuletzt für die Demokratie 
in der EU und in ihren Mitgliedsländern 
ein großer Gewinn.

Doch das ist Zukunftsmusik. Einstwei-
len triumphieren die gescheiterten Ideen 
ein weiteres Mal. Die seltsame Basis dieses 
Triumphs ist die wegen des Vertrauens in 
diese Ideen sprunghaft angestiegene Staats-
verschuldung, und sein Vehikel ist das der 
Eurozone oktroyierte Austeritätsregime. 
Daran zeigt sich, dass die gescheiterten Ide-
en diesmal nicht als Befreiungs- und Heils-
versprechen daherkommen, sondern ihr 
neuerlicher Triumph auf Einschüchterung 
und Angst beruht. Dies zeugt immerhin 
von Realismus, denn die Politik des Nicht-
Lernens kann nur weitere Krisen hervor-
bringen. Bleibt zu hoffen, dass nicht auch 
das europäische Projekt zu ihren nächsten 
Opfern gehört.
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